
AndréJ  Blechschmidt setzt sich
füJ r einen öffentlich-rechtlichen Ju-
gendkanal ein. „Auch junge Men-
schen sehen fern. Viele Angebote
von ARD und ZDF sind leider so ge-
macht, dass sie junge Menschen
nicht ansprechen. Und dies, ob-
wohl sie wie die ÄJ lteren die Rund-
funkgebüJhr bezahlen. Wer von allen
den Rundfunkbeitrag will, der steht
auch in der Pflicht, allen innerhalb
seiner Programme etwas zu bieten.
Davon sind ARD und ZDF derzeit
weit entfernt“, so der LINKE-Me-
dienpolitiker.

In Kindheit und Jugend wuJ rden
HöJ r- und Sehgewohnheiten ge-
präJgt. Wer nur Kindern und dann
wieder den Generationen ab 50 im
Fernsehen adäquate Angebote un-
terbreite, brauche sich nicht zu
wundern, wenn die anderen Alters-
stufen zu den Programmen der pri-
vaten Rundfunkanbieter abwan-
dern. „Somit ist ein öJ ffentlich-
rechtliches Fernsehangebot füJ r
junge Menschen auch eine Frage
des Fortbestehens und der Weiter-
entwicklung des öJ ffentlich-rechtli-
chen Rundfunks“, unterstreicht der
LinksfraktionäJ r.

Ein eigenständiges Programm-
konzept, das auf Erfahrungen von
KiKA, ZDFneo, ZDFkultur und der
modernisierten Neufassung von
EinsPlus aufbaut, entspreche bes-
ser den heutigen BedüJ rfnissen und
Sehgewohnheiten Jugendlicher.

Kü2 rzlich erteilte der CDU-Frakti-
onsvorsitzende Mohring Stromra-
batten eine Absage, SPD-Wirt-
schaftsminister Machnig sprach
sich hingegen grundsä2 tzlich für die
Einführung von Sozialtarifen fü2 r Ein-
kommensschwa2 chere aus. Bundes-
umweltminister Altmaier schwenkt
auf die unsä2 gliche Sarrazin-Linie
und fordert von Menschen, die
Energierechnungen nicht mehr be-
zahlen ko2 nnen, Strom zu sparen.
Welches Konzept verfolgen LINKE-
Sozialpolitiker?

SelbstverstäJndlich muss es Unter-
stüJ tzung für Familien aus dem soge-
nannten sozial schwachen Bereich ge-
ben. Schließlich ist der gegenwäJ rtige
Trend, dass steigende Energiepreise
und der Zwang zu mehr Effizienz auch-

ne gebrochen hat. ThüJ ringen hat beste
Chancen, ein Energieland mit komplet-
ter Eigenversorgung zu werden. Die
Energiewende bietet die einmalige
MöJ glichkeit, mit den erneuerbaren
Energien die dezentrale Produktion
von Energie, insbesondere im läJndli-
chen Raum, zu stäJ rken.

Wem gehört die Stromproduktion
zukü2 nftig?

Am besten uns allen. Die Eigen-
tumsverhäJ ltnisse im Energiesektor
müJssen so geändert werden, dass die
Verantwortung zum einen in die öJ ffent-
liche Hand üJbergeht, zum anderen
aber auch die Menschen über Genos-
senschaften und Bürgerkraftwerke di-
rekt an der Energieproduktion beteiligt
werden und dadurch demokratische
Kontrolle möJ glich ist.
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le wie BüJ rgerkraftwerk und 
nossenschaften beispielswe
volvierenden Fonds zu un
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Der Ausbau regenerativ
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der Energieeffizienz ein 
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Wann sollen diese Ide
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Da kommt also der Genossen-
schaftsgedanke zum Zuge?

Wir brauchen neue Eigentumsver-
häJ ltnisse an Anlagen zur Produktion
von erneuerbaren Energien. Wenn die
Menschen Anteilseigner an der eige-
nen Energieproduktion werden, köJ nn-
ten steigende Energiepreise abge-
däJmpft und die Gewinne breit auf die
BevöJ lkerung verteilt werden. Energie-
genossenschaften bilden nicht nur im
ländlichen Raum gute Möglichkeiten,
da so demokratisches und solidari-
sches Wirtschaften möglich ist.

Wer sind die Partner bei einem
solchen Prozess?

Die Stromkunden, die eine solche
Umwandlung - von zentral zu dezen-
tral, von Konzernen hin zu Genossen-
schaften - wollen und unterstüJ tzen.
Aber auch Stadtwerke müssen dabei
Partner werden, denn sie verfügen
über Know-How, aber auch üJber
Grundkapital. Gemeinsame Investitio-
nen von Bürgern, Genossenschaften
und Stadtwerken köJ nnten hier gute
Chancen ergeben. Natürlich träJgt da-
bei auch die Landesregierung maßgeb-

mit sozialer Ausgrenzung einher ge-
hen. Wenn man einerseits über Jahr-
zehnte den großen Energiekonzernen
satte Millionengewinne sichert und an-
dererseits viele Menschen durch Nied-
rigloJ hne, prekäre Beschäftigung und
Hartz IV verarmen lässt, kommt es zu
solchen gravierenden Problemen. Die
ganzen VorschläJge eines Mike Mohring
zeugen von wenig Sachkenntnis. Denn
die Problematik reicht viel tiefer und
ist nicht nur eine Frage des Ausgleichs
fuJ r Hartz-IV-Empfänger.

Sondern?
Strom muss füJ r alle Menschen be-

zahlbar bleiben - unabhäJngig vom je-
weiligen Einkommen.

Allerdings belasten immer hö2 he-
re Energiepreise schon jetzt das
Haushaltsbudget vieler ernorm. Ge-
gensteuern ja, aber wann kommt es
beim Stromkunden an?

Erschwingliche Energiepreise sind
nicht erst zu garantieren, wenn die
Umstellung auf erneuerbare Energien
gelungen ist und man damit die Macht
und das Preisdiktat der großen Konzer-

Am „Tag des Flüchtlings“ erneuert
DIE LINKE ihre Forderung nach einer
humanitäJren Flüchtlingspoli-
tik: „Sowohl die Art der Leistungsge-
wäJhrung als auch die Unterbringung
und die immer noch eingeschräJnkte
Bewegungsfreiheit für Asylsuchende
und geduldete Flüchtlinge in
ThüJringen sind erschreckende Belege
füJr die Haltung der Landesregierung.
Menschenrechte stehen offenkundig
nicht ganz oben auf der Agenda der
regierungstragenden Fraktionen im
Landtag, wenn es um Flüchtlinge
geht“, kritisiert die flüchtlingspoliti-
sche Sprecherin der LINKE-Land-
tagsfraktion, Sabine Berninger.

Das Flüchtlingsheim in Gerstun-
gen zeige, „welche Bedeutung die
Verantwortlichen einer menschen-
wüJ rdigen Unterbringung beimes-
sen: in das FlüJ chtlingslager in Ger-
stungen sollte nicht weiter inve-
stiert, es sollte geschlossen wer-
den. Nicht nur, dass dort eindeutig
gegen die von der Landesregierung
erst vor zwei Jahren beschlossenen
Mindeststandards verstoßen wird,
nein, die Verantwortlichen rechtfer-
tigen diese Unterkunft auch noch
damit, dass die Bundesgesetzge-
bung keinen Spielraum lasse und
dort eine ‚aktive Integration’ mög-
lich sei. Dem ist nicht so“, sagt LIN-
KE-Abgeordnete Berninger.
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